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1. Hochschulaufgaben und Dienstaufgaben des Lehrpersonals mit ausdrück-
lichem Bezug zum Handlungsfeld Internationalisierung und potenzieller 
Relevanz im Kontext der Dozentenmobilität 

 

§ 3 HSG1 Aufgaben aller Hochschulen 
(1) 1Die Hochschulen dienen entsprechend ihrer Aufgabenstellung der Pflege und 
der Entwicklung der Wissenschaften und der Künste durch Forschung, Lehre, Stu-
dium und Weiterbildung in einem freiheitlichen, demokratischen und sozialen 
Rechtsstaat. 2Sie bereiten auf berufliche Tätigkeiten und Aufgaben im In- und Aus-
land vor, bei denen die Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden 
oder die Fähigkeit zu künstlerischer Gestaltung erforderlich oder nützlich ist, und 
vermitteln die dementsprechenden Kompetenzen. 3Sie kooperieren bei der Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben untereinander und mit anderen Forschungs- und Bildungs-
einrichtungen. 4Das Ministerium regelt durch Rechtsverordnung, bei welcher Art von 
Leistungen im Bereich der Kooperationen nach Satz 3 die Hochschulen ausschließ-
lich mit juristischen Personen des öffentlichen Rechts kooperieren dürfen. 5Die nach 
der Rechtsverordnung zu erbringenden Tätigkeiten dürfen nur bei dem jeweiligen 
Kooperationspartner oder den jeweiligen Kooperationspartnern nachgefragt werden. 
6Die Einzelheiten regeln die Hochschulen und ihre öffentlich-rechtlichen Kooperati-
onspartner durch öffentlich-rechtliche Vereinbarung. 7Die Hochschulen fördern die 
internationale Zusammenarbeit im Hochschulbereich und den Austausch zwischen 
deutschen und ausländischen Hochschulen. 
[…] 
(5) 1Die Hochschulen wirken an der sozialen Förderung der Studierenden mit. 2Sie 
berücksichtigen die Vielfalt ihrer Mitglieder und Angehörigen bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben und tragen insbesondere dafür Sorge, dass alle Mitglieder und Angehöri-
gen unabhängig von der Herkunft und der ethnischen Zugehörigkeit, des Ge-
schlechts, des Alters, der sexuellen Identität, einer Behinderung oder der Religion 
und Weltanschauung gleichberechtigt an der Forschung, der Lehre, dem Studium 
und der Weiterbildung im Rahmen ihrer Aufgaben, Rechte und Pflichten innerhalb 
der Hochschule teilhaben können. 3Sie wirken sexualisierter Belästigung und Gewalt 
entgegen. 4Sie berücksichtigen insbesondere die besonderen Bedürfnisse von 
1. Studierenden und Promovierenden mit Behinderungen gemäß § 3 des Behin-

dertengleichstellungsgesetzes vom 27. April 2002, (BGBl. I S. 1467), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 2. Juni 2021 (BGBl. I S. 1387), dazu 
zählen auch psychische und chronische Erkrankungen; dabei wirken sie darauf 
hin, die Zugänglichkeit ihrer Angebote für Menschen mit Behinderung herzustel-
len und zu sichern und bestehende Barrieren abzubauen, 

2. Studierenden und Promovierenden mit Kindern oder pflegebedürftigen Angehö-
rigen, 

3. ausländischen Studierenden und 
4. beruflich qualifizierten Studierenden ohne schulische Hochschulzugangsbe-

rechtigung 
bei den Studienangeboten, der Studienorganisation und den Prüfungen. 
[…] 
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§ 8 HSG Staatliche Finanzierung, Haushaltswesen und Körperschaftsvermö-
gen 
[…] 
(6) Die Hochschulen stellen sicher, dass Forschung und Lehre nicht aus Drittmitteln 
ausländischer staatlicher Stellen oder ihnen zuzuordnenden Einrichtungen finanziert 
werden, wenn zu besorgen ist, dass dadurch die Freiheit von Wissenschaft und 
Kunst, Forschung, Lehre und Studium gemäß § 4 beeinträchtigt wird. 
 
§ 18 HSG Organe und Organisationsstruktur 
(1) Zentrale Organe der Hochschule sind 
1. der Hochschulrat 
2. der Erweiterte Senat 
3. der Senat 
4. das Präsidium. 
[…] 
(3) 1Die Hochschule kann hochschulübergreifende wissenschaftliche oder künstleri-
sche Einrichtungen und Betriebseinheiten sowie Fakultäten und Sektionen als ge-
meinsame Einrichtungen mehrerer Hochschulen oder mit Forschungseinrichtungen 
sowie, mit Zustimmung der Universitätsmedizinversammlung, dem Klinikum bilden 
oder eine Außenstelle im inner- oder außereuropäischen Ausland einrichten, soweit 
das dort gültige Recht dies zulässt. 2Die beteiligten Hochschulen und die kooperie-
renden Einrichtungen legen unter Berücksichtigung ihrer fortbestehenden Leitungs-
verantwortung durch Vereinbarungen die Organisation und Aufgaben solcher ge-
meinsamer Einrichtungen fest, insbesondere die Personal- und Wirtschaftsverwal-
tung. 3Wird eine Außenstelle eingerichtet, schreibt diese die Studierenden als Stu-
dierende der Hochschule ein. 4§ 40 Absatz 1 findet auf Studierende in Außenstellen 
keine Anwendung. 5Abweichend von § 17 und §§ 72 und 73 nehmen Studierende in 
Außenstellen nicht an den Wahlen der Mitglieder der Hochschulorgane und sonsti-
ger Gremien sowie an den Wahlen zum Studierendenparlament und zu den Fach-
schaftsvertretungen teil und können selbst nicht gewählt werden. 
 
§ 36 HSG Grundsätze 
(1) 1Die Forschung dient der Gewinnung wissenschaftlicher Erkenntnisse sowie der 
wissenschaftlichen Grundlegung und Weiterentwicklung von Lehre und Studium. 
2Gegenstand der Forschung sind unter Berücksichtigung der Aufgaben der Hoch-
schule alle wissenschaftlichen Bereiche sowie die Anwendung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse in der Praxis (Wissens- und Technologietransfer) einschließlich der 
Folgen, die sich aus der Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse ergeben kön-
nen. 
(2) 1Das Präsidium wirkt darauf hin, dass bei der Planung und Durchführung von 
Forschungsvorhaben die Einrichtungen und Mitglieder der Hochschule untereinan-
der zusammenarbeiten. 2Es wirkt ferner auf die Kooperation mit anderen Hochschu-
len und außeruniversitären Forschungseinrichtungen des In- und Auslands, sowie 
mit Unternehmen hin. 3Es fördert den Wissens- und Technologietransfer, insbeson-
dere mit regionalen und überregionalen Unternehmen. 4§ 3 Absatz 1 Sätze 4 und 5 
gelten entsprechend. 5Präsidium und Verwaltung der Hochschule unterstützen die 
Fachbereiche und die Mitglieder der Hochschule bei der Einwerbung von Drittmit-
teln, beim Wissens- und Technologietransfer sowie bei Ausgründungen. 
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(3) Die Hochschulen fördern bei der Forschung die enge Verbindung mit der Lehre 
und die Zusammenarbeit mit der Berufspraxis. 
 
§ 47 HSG Hochschuljahr 
(1) 1Die Hochschulen legen die Einteilung des Hochschuljahres, die Vorlesungszei-
ten, vorlesungsfreien Zeiten und die Prüfungszeiträume selbst fest. 2Die Hochschu-
len können eine Einteilung in Trimester oder, angepasst an den internationalen 
Hochschulkalender, in Herbst- und Frühjahrssemester vorsehen. 
[…] 
 
§ 49 HSG Studiengänge 
[…] 
(5) 1Zur Qualitätssicherung können für den Zugang zu Masterstudiengängen weitere 
Voraussetzungen in der Prüfungsordnung bestimmt werden. 2Soweit für die Fächer 
Musik und Kunst zusätzlich eine besondere Eignung oder besondere Kenntnisse 
oder Fähigkeiten erfordern, kann die Hochschule durch Satzung des Fachbereichs, 
die von dem Präsidium zu genehmigen ist, eine Eignungsprüfung oder besondere 
Zugangsvoraussetzungen vorsehen und die Zulassung zu der Eignungsprüfung und 
deren Durchführung regeln. 3In Masterstudiengängen, die in enger Kooperation mit 
ausländischen Hochschulen durchgeführt werden, sowie in internationalen Studien-
gängen, insbesondere in englischsprachigen Masterstudiengängen, die besonders 
auf ausländische Studierende ausgerichtet sind, können die Hochschulen durch Sat-
zung des Fachbereichs, die von dem Präsidium zu genehmigen ist, eine besondere 
Eignungsprüfung vornehmen. 4Studierenden, die einen Bachelorabschluss an einer 
Fachhochschule erworben haben, ist im Rahmen der Voraussetzungen nach Satz 1 
der Zugang zu Masterstudiengängen an einer Universität zu ermöglichen. 
[…] 
(9) 1Ein Studiengang kann auch von mehreren staatlichen oder staatlich anerkann-
ten Hochschulen oder von einer oder mehreren staatlichen oder staatlich anerkann-
ten Hochschulen und einer oder mehreren anerkannten ausländischen Hochschulen 
gemeinsam durchgeführt werden. 2Voraussetzung ist, dass die Anteile jeder Hoch-
schule am Lehrangebot jeweils in der Regel mindestens 25 Prozent betragen und 
die Hochschulen sich in einer vor der Akkreditierung abzuschließenden Kooperati-
onsvereinbarung über Gegenstand, Ausbildungsziel, Grundsätze der Finanzierung, 
Organisation, die von den Hochschulen zu leistenden Beiträge, die Durchführung 
von Akkreditierungsverfahren, die gegenseitige Anerkennung von Prüfungen, die 
Zulassung in zulassungsbeschränkten Studiengängen, die Einschreibung, den zu 
verleihenden Hochschulgrad sowie die Beteiligung an Einnahmen verständigen. 
3Beteiligt sich eine Hochschule an einem Studiengang mit einem Lehranteil in einem 
geringeren als dem in Satz 2 genannten Umfang, kooperiert sie mit einer oder meh-
reren Hochschulen nach Satz 1. 4Über die Einzelheiten der Kooperation schließen 
die Hochschulen eine Kooperationsvereinbarung. 5Das Ministerium regelt durch 
Rechtsverordnung, bei welcher Art von Leistungen im Bereich der Kooperationen 
nach Satz 2 und 4 die Hochschulen ausschließlich mit Hochschulen in staatlicher 
Trägerschaft kooperieren dürfen. 6Die nach der Rechtsverordnung zu erbringenden 
Tätigkeiten dürfen nur bei dem jeweiligen Kooperationspartner oder den jeweiligen 
Kooperationspartnern nachgefragt werden. 7Die Einzeleinheiten regeln die Hoch-
schulen und ihre öffentlich-rechtlichen Kooperationspartner durch öffentlich-rechtli-
che Vereinbarung. 
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§ 53 HSG Hochschulgrade und Diploma Supplement 
[…] 
(3) 1Aufgrund einer Vereinbarung mit einer anerkannten ausländischen Hochschule 
kann ein Hochschulgrad gemeinsam mit einer oder mehreren ausländischen Hoch-
schulen (Joint Degree) verliehen werden, wenn 
1. der dem Grad zu Grunde liegende Studiengang ein integriertes Curriculum und 

eine gemeinsame Qualitätssicherung hat und auf einer vertraglich geregelten 
Zusammenarbeit beruht, 

2. das Zugangs- und Prüfungswesen abgestimmt ist und 
3. die oder der Studierende in der Regel mindestens 25 Prozent ihres oder seines 

Studiums an einer oder mehreren der beteiligten ausländischen Hochschulen 
studiert und mit Prüfungsleistungen erfolgreich abgeschlossen hat. 

2Die Vereinbarung mit der ausländischen Hochschule kann auch vorsehen, dass ein 
Hochschulgrad zusätzlich zu ausländischen Hochschulgraden verliehen wird (Mul-
tiple Degree), wenn die Voraussetzungen von Satz 1 Nummer 3 erfüllt sind. 
[…] 
 
§ 94 HSG Fachhochschulen 
1Die Fachhochschulen vermitteln durch anwendungsbezogene Lehre und Weiterbil-
dung eine auf den Ergebnissen der Wissenschaft beruhende Ausbildung. 2Ziel der 
Ausbildung ist die Qualifizierung für berufliche Tätigkeitsfelder im In- und Ausland, 
die selbstständige Anwendung wissenschaftlicher Methoden und Erkenntnisse er-
fordern. 3Die Fachhochschulen betreiben praxisnahe Forschungs- und Entwick-
lungsvorhaben und fördern die Erschließung wissenschaftlicher Erkenntnisse für die 
Praxis. 
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2. Berücksichtigung(sfähigkeit) von Lehre im Ausland im Rahmen der Lehr-
verpflichtung 

 

§ 6 LVVO2 Anrechnung von Lehrveranstaltungen 
[…] 
 (2) 1Die Hochschule kann festlegen, dass eine Anrechnung von Lehre an anderen, 
insbesondere ausländischen Hochschulen auf das Deputat geleisteter Lehre nur 
dann möglich ist, wenn im gleichen Umfang durch Lehrende der jeweiligen Partner-
hochschule Lehrveranstaltungen an der entsendenden schleswig-holsteinischen 
Hochschule geleistet werden. 2In besonderen Ausnahmefällen gilt dies auch, wenn 
durch Lehrende der jeweiligen Partnerhochschule Forschungsleistungen erbracht 
werden. 
[…] 
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3. Potenzielle Anknüpfungspunkte im Nebentätigkeitsrecht 
 

Hinweis: Lehre außerhalb der eigenen Hochschule gehört regelmäßig nicht zum 
Hauptamt, sondern wird im Rahmen einer Nebentätigkeit wahrgenommen. Das gilt 
auch für die Lehre an ausländischen Hochschulen. Der normative Rahmen für Ne-
bentätigkeiten ergibt sich aus dem Beamten- und Nebentätigkeitsrecht des jeweili-
gen Landes. Einschlägige Regelungen finden sich gelegentlich im Hochschulgesetz, 
typischerweise im Beamtengesetz, in der (allgemeinen) Nebentätigkeitsverordnung 
und meist in einer speziellen Nebentätigkeitsverordnung für den Hochschulbereich. 
In diesen Vorschriften wird das Thema der Lehre im Ausland allerdings kaum oder 
gar nicht explizit angesprochen. 
Im Folgenden werden daher die Normen aus den vorgenannten Regelungen (in 
Schleswig-Holstein: HSG, LBG, NtVO und HNtVO) aufgeführt, die (auch) für die 
Lehre im Ausland potenziell von Bedeutung sein können. 
 
§ 59 HSG Organisation der wissenschaftlichen Weiterbildung 
[…] 
(3) Die Hochschulen können für Aufgaben der wissenschaftlichen Weiterbildung ih-
rem eigenen wissenschaftlichen Personal Lehraufträge erteilen, wenn die sonstigen 
Voraussetzungen für die Ausübung des Nebentätigkeitsrechts nach §§ 70 ff. des 
Landesbeamtengesetzes sowie der aufgrund § 78 des Landesbeamtengesetzes er-
lassenen Verordnung erfüllt sind. 
[…] 
 
§ 70 LBG3 Nebentätigkeit 
(1) Nebentätigkeit ist die Wahrnehmung eines Nebenamtes oder einer Nebenbe-
schäftigung. 
(2) Nebenamt ist ein nicht zu einem Hauptamt gehörender Kreis von Aufgaben, der 
aufgrund eines öffentlich-rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnisses wahrgenom-
men wird. 
(3) Nebenbeschäftigung ist jede sonstige, nicht zu einem Hauptamt gehörende Tä-
tigkeit innerhalb oder außerhalb des öffentlichen Dienstes. 
(4) 1Als Nebentätigkeit gilt nicht die Wahrnehmung öffentlicher Ehrenämter sowie 
einer unentgeltlichen Vormundschaft, Betreuung oder Pflegschaft eines Angehöri-
gen. 2Die Übernahme eines öffentlichen Ehrenamtes ist vorher schriftlich mitzuteilen. 
 
§ 71 LBG Pflicht zur Übernahme einer Nebentätigkeit 
Beamtinnen und Beamte sind verpflichtet, auf schriftliches Verlangen ihrer Dienst-
vorgesetzten 
1. eine Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst, 
2. eine Nebentätigkeit im Vorstand, Aufsichtsrat, Verwaltungsrat oder in einem 

sonstigen Organ einer Gesellschaft, Genossenschaft oder eines in einer ande-
ren Rechtsform betriebenen Unternehmens, wenn dies im öffentlichen Interesse 
liegt, 

zu übernehmen und fortzuführen, sofern diese Tätigkeit ihrer Vorbildung oder Be-
rufsausbildung entspricht und sie nicht über Gebühr in Anspruch nimmt. 
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§ 72 LBG Anzeigefreie Nebentätigkeiten (§ 40 BeamtStG) 
(1) Der Anzeigepflicht nach § 40 Satz 1 BeamtStG unterliegen nicht 
1. Nebentätigkeiten, zu deren Übernahme die Beamtin oder der Beamte nach § 71 

verpflichtet ist, 
2. die Verwaltung eigenen oder der Nutznießung der Beamtin oder des Beamten 

unterliegenden Vermögens, 
3. die Tätigkeit zur Wahrung von Berufsinteressen in Gewerkschaften und Berufs-

verbänden oder in Organen von Selbsthilfeeinrichtungen der Beamtinnen und 
Beamten und 

4. unentgeltliche Nebentätigkeiten; folgende Tätigkeiten sind anzeigepflichtig, 
auch wenn sie unentgeltlich ausgeübt werden: 
a) Wahrnehmung eines nicht unter Nummer 1 fallenden Nebenamtes, 
b) Übernahme einer Testamentsvollstreckung oder einer anderen als in § 70 

Abs. 4 genannten Vormundschaft, Betreuung oder Pflegschaft, 
c) gewerbliche oder freiberufliche Tätigkeiten oder die Mitarbeit bei einer dieser 

Tätigkeiten, 
d) Eintritt in ein Organ eines Unternehmens mit Ausnahme einer Genossen-

schaft. 
(2) Die oder der Dienstvorgesetzte kann aus begründetem Anlass verlangen, dass 
die Beamtin oder der Beamte über eine von ihr oder ihm ausgeübte anzeigefreie 
Nebentätigkeit, insbesondere über deren Art und Umfang sowie über die Entgelte 
und geldwerten Vorteile hieraus, schriftlich Auskunft erteilt. 
 
§ 73 LBG Verbot einer Nebentätigkeit 
(1) 1Soweit durch die Nebentätigkeit die Beeinträchtigung dienstlicher Interessen zu 
besorgen ist, ist ihre Übernahme einzuschränken oder ganz oder teilweise zu unter-
sagen. 2Dies ist insbesondere der Fall, wenn die Nebentätigkeit 
1. nach Art und Umfang die Arbeitskraft so stark in Anspruch nimmt, dass die ord-

nungsgemäße Erfüllung der dienstlichen Pflichten behindert werden kann, 
2. die Beamtin oder den Beamten in einen Widerstreit mit den dienstlichen Pflich-

ten bringen kann, 
3. in einer Angelegenheit ausgeübt wird, in der die Behörde, der die Beamtin oder 

der Beamte angehört, tätig wird oder tätig werden kann, 
4. die Unparteilichkeit oder Unbefangenheit der Beamtin oder des Beamten beein-

flussen kann, 
5. zu einer wesentlichen Einschränkung der künftigen dienstlichen Verwendbarkeit 

der Beamtin oder des Beamten führen kann, 
6. dem Ansehen der öffentlichen Verwaltung abträglich sein kann. 
3Die Voraussetzung des Satzes 2 Nr. 1 gilt in der Regel als erfüllt, wenn die zeitliche 
Beanspruchung durch eine oder mehrere Nebentätigkeiten acht Stunden in der Wo-
che überschreitet. 
(2) Schriftstellerische, wissenschaftliche, künstlerische oder Vortragstätigkeiten so-
wie die mit Lehr- oder Forschungsaufgaben zusammenhängende selbständige Gut-
achtertätigkeit von wissenschaftlichem Hochschulpersonal sind nur einzuschränken 
oder ganz oder teilweise zu untersagen, wenn die konkrete Gefahr besteht, dass bei 
ihrer Ausübung dienstliche Pflichten verletzt werden. 
(3) Nach ihrer Übernahme ist eine Nebentätigkeit einzuschränken oder ganz oder 
teilweise zu untersagen, soweit bei ihrer Übernahme oder Ausübung dienstliche 
Pflichten verletzt werden. 
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§ 74 LBG Ausübung von Nebentätigkeiten 
(1) 1Die Beamtin oder der Beamte darf Nebentätigkeiten nur außerhalb der Arbeits-
zeit ausüben, es sei denn, sie oder er hat sie auf Verlangen, Vorschlag oder Veran-
lassung der oder des Dienstvorgesetzten übernommen oder die oder der Dienstvor-
gesetzte hat ein dienstliches Interesse an der Übernahme der Nebentätigkeit durch 
die Beamtin oder den Beamten anerkannt. 2Ausnahmen dürfen nur in besonders 
begründeten Fällen, insbesondere im öffentlichen Interesse, zugelassen werden, 
wenn dienstliche Gründe nicht entgegenstehen und die versäumte Arbeitszeit vor- 
oder nachgeleistet wird. 
(2) 1Bei der Ausübung von Nebentätigkeiten dürfen Einrichtungen, Personal oder 
Material des Dienstherrn nur bei Vorliegen eines öffentlichen oder wissenschaftli-
chen Interesses mit dessen Genehmigung und gegen Entrichtung eines angemes-
senen Entgelts in Anspruch genommen werden. 2Das Entgelt ist nach den dem 
Dienstherrn entstehenden Kosten zu bemessen und muss den besonderen Vorteil 
berücksichtigen, der der Beamtin oder dem Beamten durch die Inanspruchnahme 
entsteht. 
 
§ 78 LBG Verordnungsermächtigung 
1Die zur Ausführung der §§ 70 bis 77 notwendigen Vorschriften über die Nebentä-
tigkeit der Beamtinnen und Beamten erlässt die Landesregierung durch Verordnung. 
2In ihr kann insbesondere bestimmt werden, 
1. welche Tätigkeiten als öffentlicher Dienst im Sinne dieser Vorschriften anzuse-

hen sind oder ihm gleichstehen, 
2. welche Tätigkeiten als öffentliche Ehrenämter im Sinne des § 70 Abs. 4 anzuse-

hen sind, 
3. ob und inwieweit eine im öffentlichen Dienst ausgeübte oder auf Verlangen, Vor-

schlag oder Veranlassung der oder des Dienstvorgesetzten übernommene Ne-
bentätigkeit vergütet wird oder eine erhaltene Vergütung abzuführen ist, 

4. unter welchen Voraussetzungen die Beamtin oder der Beamte bei der Ausübung 
einer Nebentätigkeit Einrichtungen, Personal oder Material des Dienstherrn in 
Anspruch nehmen darf und in welcher Höhe hierfür ein Entgelt an den Dienst-
herrn zu entrichten ist; das Entgelt kann pauschaliert und in einem Prozentsatz 
des aus der Nebentätigkeit erzielten Bruttoeinkommens festgelegt werden und 
bei unentgeltlich ausgeübter Nebentätigkeit ganz oder teilweise entfallen, 

5. dass die Beamtin oder der Beamte verpflichtet werden kann, nach Ablauf eines 
jeden Kalenderjahres der oder dem Dienstvorgesetzten die ihr oder ihm zuge-
flossenen Entgelte und geldwerten Vorteile aus Nebentätigkeiten anzugeben. 

 
§ 121 LBG Verwaltungsvorschriften für das beamtete wissenschaftliche und 
künstlerische Personal an Hochschulen 
Soweit für die Durchführung dieses Abschnitts Verwaltungsvorschriften erforderli-
chen sind, werden diese durch die für die Hochschulen zuständige oberste Landes-
behörde erlassen. 
 
§ 1 NtVO4 Geltungsbereich  
(1) 1Diese Verordnung gilt für die Beamtinnen und Beamten des Landes, der Ge-
meinden, der Kreise, der Ämter und der sonstigen der Aufsicht des Landes unterste-
henden Körperschaften des öffentlichen Rechts ohne Gebietshoheit sowie der 
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rechtsfähigen Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts. 2Die Hochschulne-
bentätigkeitsverordnung bleibt unberührt. 
(2) Diese Verordnung gilt mit Ausnahme der §§ 9 und 10 für die Nebentätigkeit der 
Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamten sinngemäß. 
 
§ 10 NtVO Ablieferungspflicht und Abrechnung 
(1) 1Erhält eine Beamtin oder ein Beamter Vergütungen für eine oder mehrere Ne-
bentätigkeiten, die im öffentlichen Dienst (§ 4) oder auf Verlangen, Vorschlag oder 
Veranlassung der oder des Dienstvorgesetzten ausgeübt werden, so ist der Betrag 
an den Dienstherrn im Hauptamt abzuliefern, um den die Vergütungen für die in ei-
nem Kalenderjahr ausgeübten Nebentätigkeiten den Betrag nach § 9 Abs. 2 Satz 1 
übersteigen. 2Soweit mit der Vergütung Aufwendungen abgegolten werden, insbe-
sondere 
1. Reisekosten im Sinne des § 8 Abs. 2, 
2. für die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal oder Material des Dienst-

herrn einschließlich eines Vorteilsausgleichs, 
3. für sonstige Hilfeleistungen und selbstbeschafftes Material, 
bleiben diese unberücksichtigt, wenn hierfür kein gesonderter Ersatz geleistet wor-
den ist. 
(2) 1Erhaltene Vergütungen sind abzurechnen und abzuliefern, sobald sie den Be-
trag übersteigen, der nach Absatz 1 zu belassen ist, es sei denn, die oder der Dienst-
vorgesetzte bestimmt einen späteren Zeitpunkt der Fälligkeit. 2Werden die abzulie-
fernden Beträge nicht innerhalb eines Monats nach Fälligkeit entrichtet, ist von dem 
rückständigen Betrag ein jährlicher Zuschlag in Höhe von 3 Prozentpunkten über 
dem Basiszinssatz zu erheben, wenn der rückständige Betrag 100 Euro übersteigt. 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Beamtinnen und Beamte im Ruhestand so-
wie frühere Beamtinnen und Beamte, soweit sie Vergütungen für Nebentätigkeiten 
erhalten, die sie vor der Beendigung des Beamtenverhältnisses ausgeübt haben. 
(4) Die Absätze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden auf Vergütungen für 
1. Lehr-, Unterrichts-, Vortrags- oder Prüfungstätigkeiten, 
2. Tätigkeiten auf dem Gebiet der wissenschaftlichen Forschung, insbesondere 

auch gutachterliche Tätigkeiten, 
3. künstlerische und schriftstellerische Tätigkeiten, 
4. Sachverständigentätigkeiten für Gerichte oder Staatsanwaltschaften, 
5. ärztliche, zahnärztliche oder tierärztliche Tätigkeiten als Gutachterin oder Gut-

achter für öffentlich-rechtliche Versicherungsträger oder für andere juristische 
Personen des öffentlichen Rechts sowie ärztliche, zahnärztliche oder tierärztli-
che Verrichtungen dieser Personen, für die nach Gebührenordnungen Gebüh-
ren zu zahlen sind, 

6. Tätigkeiten aufgrund eines Vertrages nach § 7 der Hochschulnebentätigkeits-
verordnung, 

7. die Tätigkeit von Professorinnen und Professoren im Klinikvorstand, 
8. Tätigkeiten des an den Hochschulen des Landes sowie an den Hochschulen 

angegliederten Einrichtungen hauptberuflich tätigen beamteten wissenschaftli-
chen und künstlerischen Personals für privatrechtlich organisierte Gesellschaf-
ten, bei denen eine Hochschule, auf die das Hochschulgesetz vom 28. Februar 
2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 184), anzuwenden ist, die Mehrheit der Gesellschafts-
anteile hält, 

9. Tätigkeiten während eines Urlaubs ohne Dienstbezüge. 
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(5) Bei Tätigkeiten, die zur Wahrung von Interessen des Landes Schleswig-Holstein 
in länderübergreifend aufgrund staatsvertraglicher Verpflichtung zusammengesetz-
ten Gremien ausgeübt werden, können im Einzelfall durch die Landesregierung Aus-
nahmen von der Ablieferungspflicht für diese Tätigkeit nach Absatz 1 bis zur Höhe 
des in § 9 Abs. 2 Satz 1 genannten Betrages zugelassen werden. 
 
§ 1 HNtVO5 Geltungsbereich 
(1) Diese Verordnung gilt, soweit nachstehend nichts anderes bestimmt ist, für das 
an den Hochschulen des Landes hauptberuflich tätige beamtete wissenschaftliche 
und künstlerische Personal im Sinne der §§ 60, 64, 67 oder 68 des Hochschulge-
setzes sowie für die wissenschaftlichen Beamtinnen und Beamten an den Hoch-
schulen angegliederten Einrichtungen. 
(2) Diese Verordnung gilt entsprechend für Professorinnen und Professoren, die in 
den Ruhestand getreten sind und vertretungsweise die Dienstgeschäfte einer Pro-
fessorin oder eines Professors wahrnehmen. 
(3) Die Nebentätigkeitsverordnung vom 30. März 1990 (GVOBl. Schl.-H. S. 257), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 19. Mai 2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 260), fin-
det entsprechend Anwendung, soweit nachstehend nichts anderes bestimmt ist. 
 
§ 3 HNtVO Ausnahmen von der Ablieferungspflicht 
§ 9 Absatz 1 Satz 2 und § 10 Absatz 4 der Nebentätigkeitsverordnung gelten auch 
für Tätigkeiten als Rechtsvertreter vor Gericht aufgrund eines Auftrags einer Körper-
schaft des öffentlichen Rechts. 
 
§ 4 HNtVO Einzelne Nebentätigkeiten 
(1) 1Die Ausübung einer freiberuflichen Tätigkeit ist zulässig, wenn 
1. sie grundsätzlich in der Form einer Beteiligung an einer Gesellschaft oder der 

Mitarbeit in einem Büro ausgeübt wird, 
2. das Büro in vertretbarer Nähe zum Dienstort liegt, 
3. eine Trennung der Aufgaben und sachlichen und personellen Ausstattung des 

Büros von den Einrichtungen der Hochschule gewährleistet ist und 
4. sichergestellt ist, dass die Beamtin oder der Beamte durch die Ausübung der 

Nebentätigkeit nicht daran gehindert wird, der Hochschule an vier Tagen wö-
chentlich für Dienstaufgaben uneingeschränkt zur Verfügung zu stehen. 

2Satz 1 gilt entsprechend für die selbständige Tätigkeit in einem Unternehmen, das 
Betreiben eines Labors, eines Instituts oder einer ähnlichen Einrichtung. 3Liegen die 
Voraussetzungen nach Satz 1 Nr. 1 bis 4 nicht vor, ist die Ausübung einer freiberuf-
lichen Tätigkeit zu versagen. 
(2) 1Die Teilnahme an der kassenärztlichen Versorgung ist zulässig, wenn 
1. ein Vertrag des Universitätsklinikums Schleswig-Holstein mit der Kassenärztli-

chen Vereinigung über die Inanspruchnahme der medizinischen Einrichtungen 
nicht besteht oder nicht zustande kommt und 

2. eine ausreichende Krankenversorgung nicht gewährleistet werden kann. 
2Liegen die Voraussetzungen nach Satz 1 Nr. 1 und 2 nicht vor, ist die Teilnahme an 
der kassenärztlichen Versorgung zu versagen. 
 
§ 6 HNtVO Auskunftspflicht 
Die Beamtin oder der Beamte hat auf Verlangen der oder des Dienstvorgesetzten 
nach Ablauf eines jeden Kalenderjahres über die Gesamtsumme der ihr oder ihm 
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zugeflossenen Entgelte und geltwerten Vorteile aus Nebentätigkeiten Auskunft zu 
geben. 

 
 

1 Gesetz über die Hochschulen und das Universitätsklinikum Schleswig-Holstein (Hochschulgesetz – 
HSG) in der Fassung vom 5. Februar 2016, GVOBl. Schl.-H. S. 39; zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 3. Februar 2022, GVOBl. Schl.-H. S. 102. 
2 Landesverordnung über die Lehrverpflichtung an Hochschulen (Lehrverpflichtungsverordnung - LVVO) 
(Lehrverpflichtungsverordnung – LVVO) vom 27. Juli 2021, GVOBl. Schl.-H. S. 962, zuletzt geändert 
durch Art. 63 der VO vom 27.10.2023, GVOBl. Schl.-H. S. 514. 
3 Landesbeamtengesetz (LBG) vom 26. März 2009, GVOBl. Schl.-H. S. 93; zuletzt geändert durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 13. Dezember 2023, GVOBl. Schl.-H. S. 634. 
4 Nebentätigkeitsverordnung (NtVO) vom 30. März 1990, GVOBl. Schl.-H. S. 257; zuletzt geändert 
durch Artikel 66 der Verordnung vom 27. Oktober 2023, GVOBl. Schl.-H. S. 514. 
5 Landesverordnung über die Nebentätigkeit der im Hochschulbereich tätigen Beamtinnen und Beamten 
(Hochschulnebentätigkeitsverordnung – HNtVO) vom 2. Juni 2009, GVOBl. Schl.-H. S. 338; zuletzt ge-
ändert durch Artikel 6 der Vorschriften vom 14. Dezember 2021, GVOBl. Schl.-H. S. 1546. 
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